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BATASUNA

Legal, illegal, marginal

Die Bürosder Batasuna
sind bereitsversiegelt.
DasVerbot der Partei

wird von Linkenkritisiert
− der Protest dagegen

hält sichjedoch
in Grenzen.

"Dasist die Endlösung! Nur
die GaskammernundKonzen-
trationslager fehlen noch!"
JonIdigoras, ein Mitglied von
Batasuna, griff auf zweifelhaf-
te historische Vergleiche
zurück, umdas Verbot seiner
Partei zu kritisieren. Und
auch der Vorsitzende, Arnal-
do Otegi, kommentierte auf
der Pressekonferenz der Par-
tei das Verdikt gegen die bas-
kischenLinksnationalisten, in
demer diespanische Zentral-
regierung mit dem National-
sozialismus gleichsetzte. Er
appellierte an die baskische
Regierung, sich den Anwei-
sungen des "faschistischen
Regimes Spanien" zu wider-
setzen, das nach seiner Auf-
fassung nicht nur die "Ver-
nichtung der baskischen Lin-
ken, sondernden Genozidam
gesamten baskischen Volk"
zumZiel hat.
Auch die nationalistische

Regierungspartei PNV wen-
det sich strikt gegen die Ille-
galisierung Batasunas. Sie
wird sich aber den richterli-
chen und ministerialen An-
ordnungenfügen, "wennauch
mit einemgewissen Unmut",
erklärte Juan Ibarretxe, der
Vorsitzende der PNV. Und so
versiegelte die baskische Po-
lizei in der vergangenen Wo-
che die meisten offiziellen
Büros und Treffpunkte der
Partei.

Wenig Protest gegen
Verbot
In den vergangenen Tagen

stieg die Angst vor Anschlä-
gen der Eta, der Wachschutz
für baskische Politikerfamili-

en und spanische Einkaufs-
zentren wurde verdoppelt.
Deutliche Proteste gegen das
Verbot bliebenallerdings aus.
Batasunahatte"alle Demokra-
ten und Antifaschisten" dazu
aufgerufen, sich vor den Ge-
bäuden der Partei zu versam-
meln, damit sie "nicht in die
Hände der Faschisten fallen".
Aber es kamen weit weniger
Menschen als erwartet, um
die Räumungen zu verhin-
dern. Und auch die Auseinan-
dersetzungen fielen nicht be-
sonders heftigaus.
Der mangelnden Beteili-

gungliegt nicht nur die Angst
zugrunde, selbst der Unter-
stützungeinerterroristischen
Vereinigungbezichtigt zu wer-
den, sondern auch der
schwindende Rückhalt der
baskischen Linksnationalen.
Die Mehrheit der baskischen
Bevölkerung ist zwar gegen
das Verbot Batasunas, das
Verständnisfür deren Haltung
gegenüber der Eta tendiert
aber nicht erst seit dem An-
schlag von Santa Pola gegen
null. Dieser Anschlag, bei dem
ein Kind getötet wurde, bilde-
te den Anlass für das erste
Verbotsverfahren in Spanien
nachder Franco−Diktatur.
Das Verbot von Batasuna

basiert jedoch nicht auf dem
Votum des spanischen Par-
laments nach demneuen Par-
teiengesetz, sondern auf
der gleichzeitig ergangenen
einstweiligen Anordnung des
Richters Baltasar Garzón.
Darin wird der Organisation,
gleichgültig unter welchem
Namen siein Zukunft auftritt,
für die nächsten drei Jahre
jegliche politische Tätigkeit
untersagt.

Garzón hat damit die effizi-
enteste Variante der Illegali-
sierung gewählt. Javier Pérez
Royo, ein Verfassungsrechtler
aus Sevilla, erläutert diese
Taktik so: "Das spanische
Strafrecht verbietet Organisa-
tionen die Gewaltdelikte be-
gehen, das Parteiengesetz
auch solche, die diese Taten
nicht öffentlich verurteilen."
Ein Verbot nach dem Partei-
engesetz wäre zwar ange-
sichts des gesellschaftlichen
und medialen Drucks so gut
wiesicher, eskönntedennoch
mehrereJahredauern. Zudem
habe Batasuna eine Klage in
Straßburg schon angekün-
digt. "Dagegen lässt sich der
Ausgang eines Strafprozesses
zwar schwer voraussagen,
mit der einstweiligen Verfü-
gung ist Batasuna aber fak-
tisch handlungsunfähig, denn
eine Partei, diesichnicht ver-
sammeln und nicht öffentlich
äußern darf, verschwindet
zwangsläufig von der politi-
schenLandkarte."
Ein Verbot auf der Grundla-

ge des Parteiengesetzes ist
politischsehr umstritten. Der
Plan einer demokratischen
Einheitsfront gegen den Ter-
rorismus, forciert von der re-
gierenden konservativen Par-
tido Popular (PP) und der so-
zialdemokratischen Oppositi-
onspartei PSOE, war nicht er-
folgreich. Einige nationalisti-
sche Regionalparteiensti mm-
ten dagegen, andere enthiel-
tensich.
Dabei geht es den Parteien

auch um Wählersti mmen. Be-
sonders die PNV, deren Ver-
treter die Eta bisher nicht be-
helligte, steht vor einem Di-
lemma. Sie will sich von der
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spanischen Zentralregierung
abgrenzen und gleichzeitig
dem Vorwurf entgehen, die
Eta indirekt zu unterstützen.
Die Anordnung Garzóns kann
sie Wählersti mmen kosten,
sie könnte aber genauso vom
Verschwinden Batasunas pro-
fitieren, spekuliert sie doch
ebensoauf die Ressenti ments
vom Angriff der spanischen
Regierung auf "das gesamte
Volkder Basken".

Solidarität mit Eta
schwindet
Die außerparlamentarische

Linke hingegenlehnt das Ver-
bot durchweg ab und begrün-
det das auch mit der Aushöh-
lung verfassungsrechtlich ab-
gesicherter Grundrechte und
der stärker werdenden Re-
pression gegen die gesamte
antistaatliche Linke. "Aus
denselben Gründen würden
wir das Verbot rechter Partei-
en ablehnen. Es kann jeden
treffen, den die staatliche Au-
torität als Feind definiert", ist
auf denSeitenvonindymedia−
Madrid zu lesen. Und erfah-
rungsgemäßist das zuerst die
radikale Linke.
Diese Kritik bedeutet keine

uneingeschränkte Solidarität
mit Batasuna. Laura, Mitglied
einer feministischen Gruppe
in Madrid, erläutert, dass die
spanische Linke schonlängst
mit der Eta und ihrer Umge-
bung abgeschlossen hat: "Je-
de soziale Bewegung i m Bas-
kenland wird irgendwann in
denSoggeraten, sichfür oder
gegen die militante baskische
Unabhängigkeitsbewegung
und damit für oder gegen die
Eta entscheiden zu müssen.

Darauf wollen wir uns nicht
einlassen, wir befinden uns
schließlichnichti mKrieg. Für
unsgibt es nicht nur dieAlter-
native PP oder Eta, sondern
andere politische Konzepte,
diees zudiskutierengilt."
Auf indymedia−Madrid wird

außerdemgefordert, den"Wi-
derstand gegen die Ausnah-
megesetzgebung der Regie-
rung zu artikulieren", ohne
dabei allerdings zuvergessen,
dass "die Aktionender Etafür
uns genauso inakzeptabel
sind wie die Borniertheit
der baskischen radikalen
Linken, die sichjeder emanzi-
patorischen Perspektive ent-
gegenstellt, die nicht über
ethnische Zuordnung und na-
tionalistischen Ausschluss
funktioniert".
Aber auchaus demBasken-

land kommt vermehrt Kritik.
Die Organisation Aralar, die
sichvor einemJahr von Bata-
sunaabspaltete, dasiedieEta
nicht länger unterstützen
wollte, weist "die Forderung
derer, die ihre eigenen Aus-
nahmegesetze – nämlich die
der Attentate und der gewalt-
tätigen Verfolgung besti mm-
ter politischer Meinungen –
haben, nach einer Verurtei-
lung der Gesetze des Staates
zurück".
Der sichabzeichnende Nie-

dergang der bewaffnetenPoli-
tik der Eta beruht nicht nur
auf demErfolg staatlicher Re-
pression, sondern auch auf
dem Verfall der baskischen
radikalen Linken, die jeden
Akt staatlicher Gewalt wie-
derumals Legiti mationfür ei-
gene Gegengewalt benutzt. Ei-
ne fatale Entwicklung, in der
politische Inhalte neben den
i mmer gleichenPhrasen Bata-
sunas ("Gegen den spani-
schen Faschismus, für Demo-
kratie") und dem Beharren
auf demRecht auf Autonomie
nur nocheine marginale Rolle
spielen.
Ein Verbot aber, darin sind

sich alle Kritiker einig, ist
nicht nur kontraproduktiv,
weil dieEtadamit neue Morde
legiti miert, sondern vor al-
lem, weil die politische Ein-
flussnahme auf eine vollstän-
dig illegalisierte Struktur nun
viel schwererist.
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